
 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Amt für Stadtplanung und - entwicklung TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2012/2743 Anlage Nr.: ______

Datum: 29.05.2012  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich 

Rat 02.07.2012 öffentlich 
 
 
 
Tagesordnung 

 
Bebauungsplan Nr. 01.46 Hennef (Sieg) - Acht Höfe, 1. vereinfachte Änderung; 
 
1. Beratung und Beschluss über die eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der 
Öffentlichen Auslegung gem. §§ 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 i.V.m. 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 
Baugesetzbuch (BauGB)  
 
2. Satzungsbeschluss 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) beschließt: 

 
1. Der Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der Öffentlichen 

Auslegung gem. § 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 i.V.m. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB  
wird wie folgt zugestimmt: 
 

zu T1, Rhein-Sieg-Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH 
mit Schreiben vom 06.12.2011 
 
Stellungnahme: 

 Es werden Hinweise/Anforderungen an die Ausgestaltung der Straßen, Wohnwege, 
Wendekreise und Wendehämmer angegeben, so dass eine reibungslose Müll- und 
Sperrgutabfuhr gewährleistet ist. 

 
 Abwägung: 
 Für die Straßen im Bereich des Bebauungsplanes wurde eine Entwurfsplanung erstellt, bei der 

die geltenden Richtlinien berücksichtigt wurden. Die Verkehrswege weisen die nötigen 
Querschnitte und Bewegungsräume auf.  

 
 Da die Hinweise im Entwurf berücksichtigt wurden, erübrigt sich eine weitere Abwägung. 
 



zu T2, Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH 
mit Schreiben vom 19.12.2011 
 
Stellungnahme 
Es wird darauf hingewiesen, dass für die Versorgung des Plangebietes eine Erweiterung des 
Telekommunikationsnetzes innerhalb sowie außerhalb des Plangebietes erforderlich ist. Für 
den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie für die Koordinierung mit 
dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, 
dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Plangebiet der Deutschen 
Telekom so früh wie möglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt 
werden.  

 
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass nach den gesetzlichen Bestimmungen oberirdische 
und unterirdische Telekommunikationslinien als gleichwertige technische Lösungen zu 
betrachten sind. Aus wirtschaftlichen Gründen wird seitens der Deutschen Telekom AG 
darauf aufmerksam gemacht, dass eine unterirdische Versorgung des 
Erschließungsgebietes durch die Deutsche Telekom AG nur bei einer Ausnutzung aller 
Vorteile einer koordinierten Erschließung möglich ist. 

 
Daher wird beantragt, folgendes sicherzustellen: 
• dass für den Ausbau des Telekommunikationsliniennetzes im Erschließungsgebiet eine  
  ungehinderte, unentgeltliche und kostenfreie Nutzung der künftigen Straßen und Wege  
  möglich ist,  
• dass auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht sowie ein Geh- und  
  Fahrrecht zugunsten der Deutschen Telekom AG als zu belastende Fläche festzusetzen  
  entsprechend § 9 (1) Ziffer 21 BauGB eingeräumt wird,  
• dass zur Herstellung der Hauszuführungen der Erschließungsträger verpflichtet wird,  
  vom jeweils dinglich Berechtigten (Grundstückseigentümer) den Grundstücks- 
  nutzungsvertrag (alt: Grundstückseigentümererklärung) einzufordern und der Deutschen  
  Telekom auszuhändigen, 
• dass eine rechtzeitige Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der  
  Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen für  
  den Straßenbau und Leitungsbau durch den Erschließungsträger erfolgt. 

 
Weiterhin wird ausgeführt, dass eine unterirdische Versorgung nur durchgeführt werden 
kann, wenn diese wirtschaftlich vertretbar ist.  

 
Soweit eine Bepflanzung im Bebauungsplangebiet (Straßenraum) erfolgen soll,  ist das 
„Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 1989; siehe hier u. a. 
Abschnitt 3, zu beachten. Einer Überbauung der Telekommunikationslinien wird nicht 
zugestimmt, weil dadurch der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung verhindert wird und ein 
erhebliches Schadensrisiko für die Telekommunikationslinien besteht. 

 
Bei Eingriffen in Grund und Boden im Bereich der vorhandenen Telekommunikationslinien/-
anlagen ist die „Anweisung zum Schutze unterirdischer Anlagen der Deutschen Telekom AG, 
T-Com, bei Arbeiten anderer (Kabelschutzanweisung)“ einzuhalten.  

 
Abwägung 
Die in der Stellungnahme geforderte rechtzeitige Benachrichtigung über den Beginn der 
Ausbauarbeiten wird in Nachfolge des Bauleitplanverfahrens geregelt. 

 
• Nutzung der künftigen Straßen und Wege 

Die das Plangebiet erschließenden Straßen werden als öffentliche Verkehrswege 
festgesetzt. 



 
• Einräumung eines Leitungsrechtes zu Gunsten der Telekom AG 

Für die Grundstücke, die nicht über öffentliche Verkehrswege erschlossen werden, wird 
im Bebauungsplan ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Öffentlichkeit und 
der Versorgungsträger festgesetzt.  

 
• Nutzungsvertrag 

Die Nutzungsverträge sind nicht Gegenstand der Bauleitplanung 
 

• Rechtzeitige Abstimmung der Lage und Dimensionierung der Leitungszonen 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 
• Überbauung der Telekommunikationslinien 

Da im Plangebiet keine Telekommunikationslinien vorhanden sind, kann davon 
ausgegangen werden, dass der Ausbau vollständig im öffentlichen Verkehrswegenetz 
erfolgen kann. 

 
Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen.  

 
Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange haben in ihren Stellungnahmen keine 
Bedenken, Anregungen oder Hinweise vorgetragen: 

- Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 
- Bezirksregierung Arnsberg 
- Rhenag 
- Unitymedia 
- Wehrbereichsverwaltung West 
- Wahnbachtalsperrenverband 
- Rhein-Sieg-Kreis, Amt 61, Abt. 61.2 

 
2. Gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 23.09.2004 ( BGBl. I S.2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 22.07.2011 ( BGBl. I S. 1509) und § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein – Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 ( GV.NRW S. 666/SGV.NW 2023), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 13.12.2011 (GV NRW S. 685), werden die 1. vereinfachte Änderung 
des Bebauungsplans Nr. 01.46 Hennef (Sieg) – Acht Höfe mit Text als Satzung und 
die Begründung hierzu beschlossen. 

 
Begründung 

 
Die Abwägungsvorschläge zu den eingegangenen Stellungnahmen aus der Offenlage sind in 
der Sitzung des Ausschusses „Östlicher Stadtrand“ am 20.03.2012 (Abstimmungsergebnis: 
einstimmig) beraten worden. Sie werden nunmehr dem Rat der Stadt Hennef zum Beschluss 
empfohlen. 
 
Hennef (Sieg), den 30.05.2012 
 
 
 
 
 
Klaus Pipke 


